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Vorwort

Der folgenden Abhandlung liegt meine Dissertation zugrunde, die im
April 2020 bei der juristischen Fakultät der Universität Passau eingereicht
wurde. Literatur und Rechtsprechung wurden bis zu diesem Zeitpunkt
berücksichtigt.

Das Bundesverfassungsgericht betont in BVerfGE 35, 79, 157 f. zurecht,
dass ein prinzipiell unabgeschlossener, dialogischer Prozess im Wesen der
Wissenschaft liegt. Schon daraus ergibt sich zwingend, dass die Menschen
im Umfeld des Forschenden – sei es bewusst oder unbewusst – im tägli-
chen Miteinander fachlich und persönlich unterstützen und Blicke über
den Tellerrand ermöglichen. Diese Menschen tragen entscheidend zum
Erfolg des Projekts bei.

Zunächst möchte ich meine tiefste Dankbarkeit dem Betreuer meiner
Dissertation, Prof. Dr. Thomas Riehm, aussprechen. Bei der Vorstellung
des möglichen Dissertationsthemas, welches sich im Umfeld der Muster-
feststellungsklage und des rechtlichen Gehörs bewegen sollte, gab er die
entscheidenden Impulse und Ansätze, welche eine gezielte Forschung erst
ermöglichten. Doch auch danach stand er unter Belassung größtmöglicher
wissenschaftlicher Freiheiten stets als Ansprechpartner und Ideengeber zur
Seite. Als extern Promovierender hat er es mir ermöglicht, die Dissertation
vom Exposé bis zur Abgabe bei der Fakultät in 16 Monaten zu verfassen.
Großer Dank gebührt an dieser Stelle auch Prof. Dr. Markus Würdinger für
die sehr konstruktive und erfreuliche Zweitbegutachtung.

In persönlicher Hinsicht empfinde ich allergrößte Dankbarkeit für
meine Familie. So war eine finanzielle und emotionale Unterstützung
für meine Eltern, Johannes und Sibylle, eine bare Selbstverständlichkeit
– auch nach sieben Jahren Studium und Referendariat. Als selbstloseste
Menschen, die mir bisher begegnet sind, haben sie unablässig Kraft und
Rückhalt gespendet. Auch mein Bruder Moritz, mit dem ich nunmehr das
Arbeitsfeld der Strafrechtspflege teile, war nie um einen guten Ratschlag
und aufmunternde Worte verlegen.

Einen gewichtigen Beitrag zum Gelingen des Dissertationsvorhabens
leistete auch meine Peergroup an und von der Universität Passau, wofür
ich meine tiefe Dankbarkeit ausdrücken möchte. Stanislaus Meier las nicht
nur weite Teile der Dissertation Korrektur, sondern half unablässig bei jeg-
licher – auch zeitraubender – Formatierungsarbeit und gewährte mir einen
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Arbeitsplatz in seinem Büro an der Universität Passau, als die Bibliothek
aufgrund der Beschränkungen schließen musste. Auch Thimo Brand und
Felix Hein lasen große Teile Korrektur und schafften es durch ein gesundes
Konkurrenzverhalten in sportlicher und fachlicher Hinsicht immer wieder
neue Antriebe und Impulse zu geben. Andreas Herdt, den ich seit dem
ersten Tag meines Studiums an der Universität Passau kenne, las ebenso
einen großen Teil der Abhandlung Korrektur und half erheblich bei der
Verfassung der Werbetexte zur Publikation.

Ohne ein solch engmaschiges Netzwerk hätte ich meine Ziele nicht –
und vor allem nicht im anvisierten zeitlichen Rahmen – erreicht!

 

Ochsenhausen/Passau, im Dezember 2020 Adrian Oehmig

Vorwort
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